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Vorwort 

Die vorliegende Untersuchung beinhaltet die aktualisierte Fassung einer Disser-
tation, welche im Sommersemester 2001 von der Juristischen Fakultät der Univer-
sität Trier unter dem Titel „Die Haftung wegen Verletzung von Aufklärungspflich-
ten. Ein Beitrag zur culpa in contrahendo und zur positiven Forderungsverletzung 
unter Berücksichtigung der Reformvorschläge  der Schuldrechtskommission'4 ange-
nommen wurde. Erst nach Fertigstellung der Dissertation stellte sich heraus, daß das 
Schuldrechtsreformprojekt  nun tatsächlich in ein Gesetz münden sollte. Ich habe 
daher die seit dem 01. Januar 2002 bestehende neue Rechtslage berücksichtigt, so-
weit das Thema dieser Arbeit durch die Schuldrechtsmodernisierung berührt wurde. 

An dieser Stelle möchte ich mich bei meinem Doktorvater Herrn Prof.  Dr. Horst 
Ehmann für die intensive und herzliche Betreuung und die wertvollen Anregungen 
bedanken. Viele seiner Gedanken sind in diese Arbeit eingegangen. 

Besonderer Dank gebührt ferner  Herrn Prof.  Dr. Peter Reiff  für die zügige und äu-
ßerst sorgfältige Erstellung des Zweitgutachtens. Bedanken möchte ich mich auch 
bei Frau Ulrike Walter und Herrn Heinz-Dieter Linke für das Korrekturlesen der 
Arbeit. 

Schließlich danke ich meiner Frau, die mir während der gesamten Zeit tapfer zur 
Seite gestanden hat. Ohne ihre Geduld und Unterstützung wäre diese Arbeit nicht 
fertiggestellt  worden. 

Alicante, im Januar 2002 André Pohlmann 
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Einleitung 

Wo immer schneller Neues produziert wird, 
wächst vor allem das Alte. 

Hermann  Lübbe 

Die Verfasser  des Bürgerlichen Gesetzbuchs vertraten die Ansicht, daß eine ge-
neralklauselartige Regelung vorvertraglicher  Aufklärungspflichten 1 nicht möglich 
wäre2. So finden sich nur an einzelnen Stellen des Schuldrechts vorvertragliche3 und 
vertragliche4 Aufklärungspflichten. 

Nachdem die Rechtsprechung bereits in den letzten Jahrzehnten eine Vielzahl 
von Informationspflichten  entwickelt hat, ist auch die Scheu des Gesetzgebers vor 
einer gesetzlichen Fixierung solcher Pflichten gewichen. Ein Grund dafür ist die ra-
sante Entwicklung des Europäischen Binnenmarktes, durch den der Verbraucher ei-
nerseits in den Genuß eines breiteren Produktangebots gekommen ist, andererseits 
aber infolge der grenzüberschreitenden Transaktionen neuen Gefahren begegnet, 
denen durch einheitliche Gesetze vorgebeugt werden soll. So sind beispielsweise 
1994 zahlreiche Informationspflichten  des Versicherers auf der Grundlage von EG-
Richtlinien in deutsches Recht umgesetzt worden (vgl. §§10, 10a VAG, § 5a 
VVG)5, deren Zweck darin besteht, die durch den europäischen Versicherungsbin-
nenmarkt eingetretene Unübersichtlichkeit angesichts der Vielfalt angebotener Ver-
sicherungsverträge zu kompensieren6. Ein weiteres Beispiel bietet die EG-Richtli-
nie bezüglich grenzüberschreitender  Überweisungen7, die in ihren Art. 3 und 4 In-
formationspflichten  der Banken gegenüber Kunden statuiert8. Auch hier steht das 
Ziel der „Transparenz" im Vordergrund, um dem Verbraucher die Nutzung verschie-
dener Dienstleistungen im europäischen Zahlungsverkehr zu erleichtern9. Schließ-
lich wurden im Rahmen der Modernisierung des Schuldrechts am 01. Januar 2002 

1 Zum Begriff  der Aufklärungspflicht  siehe unten § 1 II. 
2 Mot. I, S. 208 = Mugdan  I, S. 467. 
3 Vgl. § 30711 BGB a. F., § 311 a I I BGB n. F., §§ 5231, 5241, 663, 694 BGB. 
4 Vgl. §§37411, 536c I I (n.F.), 650II, 665 S.2, 666 Alt. 1, 692 S.2 BGB. 
5 Ausführlich  Kieninger,  AcP 199 (1999), 190, 211 ff. 
6 Daneben spielt der Wegfall innerstaatlicher Produktregulierung eine große Rolle für die 

Statuierung dieser Informationspflichten,  siehe dazu unten § 513 b. 
7 Richtlinie 97/5/EG vom 27.01.1997. Zu deren Umsetzung in deutsches Recht siehe Eh-

mann, EG-Überweisungs-Richtlinie und Umsetzung - Referentenentwurf  und Gegenentwurf, 
1999. 

8 Vgl. §675a-676h BGB. Ausführ l i che/m^ ' ,  ÖBA 1998, 833, 837ff.; 
9 Ausführlich  Vortmann,  WM 1993, 581, 584; Wand,  WM 1994, 8. 

2* 
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die Artikel 10,11 und 18 der E-Commerce-Richtlinie umgesetzt, die neben der Aus-
dehnung der Möglichkeiten für eine Unterlassungsklage auch vorvertragliche Infor-
mationspflichten zum Schutz der Verbraucher vorsehen. 

Daß trotz dieser zu beobachtenden, legislatorischen Entwicklung Umfang und 
Reichweite von Aufklärungspflichten  sich gesetzlich nicht im einzelnen festlegen 
lassen, war auch der Kommission zur Überarbeitung des Schuldrechts bewußt, de-
ren Gesetzesentwurf 1992 veröffentlicht  wurde10. Dennoch sah die Kommission den 
„Gipfel der Bildung" erreicht, endlich „eine ,ordentliche4 Anspruchsgrundlage4'11 

für vorvertragliche Schutzpflichten zu schaffen,  die bis dato als Produkt richterli-
cher Rechtsfortbildung existierten12. Inzwischen ist die culpa in contrahendo in 
§ 311 I I BGB n. F. kodifiziert.  Im Gegensatz zum Kommissionsentwurf von 1992, 
der das vorvertragliche Schuldverhältnis lediglich abstrakt regelte, hat der Gesetz-
geber nun konkrete Haftungskategorien festgelegt (Aufnahme von Vertragsver-
handlungen, Anbahnung eines Vertrags, ähnliche geschäftliche Kontakte). 

Die Kodifizierung der culpa in contrahendo durch § 311 I I BGB n. F. und die gleich-
zeitige Schaffung  einer gesetzlichen Grundlage für die positive Forderungsverlet-
zung in § 241 I I BGB n. F. führen zu dem ersten Schwerpunkt der vorliegenden Un-
tersuchung: Auf welcher dogmatischen Basis stehen vorvertragliche und vertragliche 
Aufklärungspflichten?  Sollte sich im Verlauf dieser Untersuchung herausstellen, daß 
alle oder zumindest ein Teil der Aufklärungspflichten  „originäres Deliktsrecht" sind, 
dann ist § 311 I I BGB n. F. im Herzen des allgemeinen Schuldrechts deplaziert13. 

Daneben soll die vorliegende Arbeit zur Beantwortung von zwei weiteren Fragen 
beitragen: In welchem Umfang haftet der Schuldner nach Verletzung einer Aufklä-
rungspflicht? Und warum weicht das BGB in vielen Fällen gerade dann vom Ver-
schuldensprinzip ab, wenn es um die Verletzung einer Aufklärungspflicht  geht? 
Schon an dieser Stelle soll die These gewagt werden, daß Gesetzgeber und Recht-
sprechung die an einigen Stellen im BGB auftauchende Garantiehaftung quasi als 
„Mechanismus44 gegen eine Haftungsbegrenzung auf das negative Interesse einge-
setzt haben. Die Beschränkung auf das negative Interesse folgt aus dem Wesen der 
Aufklärungspflichten  und kann nur durch die verschuldensunabhängige Garantie-
haftung aus den Angeln gehoben werden. Die innere Rechtfertigung einer solchen 
Garantiehaftung als Ausnahme von dem Verschuldensgrundsatz ist ein letzter Pro-
blemkreis, mit dem sich diese Untersuchung auseinandersetzt. 

Der Gang der Untersuchung ist durch die gerade beschriebenen Ziele vorgezeich-
net: Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile. Nach einer begrifflichen  und terminolo-

10 Kommissionsbericht, S.32 u. S. 144. 
11 Medicus,  NJW 1992, 2384, 2387. 
12 Bis zum Inkrafttreten  der Schuldrechtsreform  wurde auf das Institut der culpa in contra-

hendo lediglich in § 11 Nr. 7 AGBG ausdrücklich Bezug genommen. Indes legitimierte diese 
Vorschrift  die Haftung nicht, sondern setzte sie vielmehr voraus. 

13 Schapp, JZ 2001,583,589. 
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gischen Standortbestimmung (§ 1) liegt der Schwerpunkt des ersten, „allgemeinen" 
Teils in der Beschäftigung mit den dogmatischen Grundlagen (§  2 und §3), dem 
Umfang der Aufklärungspflichten  (§  4) sowie den Rechtsfolgen der Verletzung von 
Aufklärungspflichten  (§5). 

Der zweite, „besondere" Teil nimmt einzelne Aufklärungspflichten  ins Visier, die 
bei der Beantwortung der Frage helfen sollen, weshalb in einzelnen Fällen die Haf-
tung wegen Verletzung einer Aufklärungspflicht  durch eine strikte Garantiehaftung 
ersetzt wird. 

Die vorliegende Arbeit berücksichtigt die seit dem Ol. Januar 2002 bestehende 
neue Rechtslage, soweit die hier gestellten Fragen berührt werden. Viele Neurege-
lungen der Schuldrechtsmodernisierung sind aus der Sicht des Verfassers  zu begrü-
ßen. Allerdings soll auch auf die Schwierigkeiten, die durch das Herausbrechen ein-
zelner Teile aus dem festgefügten  System des BGB entstehen, hingewiesen werden. 


